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MOBILITÄT

Die Deutsche Bahn darf weiterwursteln
Die Ampelkoalition will  keine Bahnreform. Ökonomen kritisieren, dass so der Klimaschutz
vernachlässigt wird.
Verkehrsökonomen sind überzeugt, dass
die neue Ampelkoalition ihre ambitio-
nierten  Klimaziele  im Verkehrssektor
nur schwerlich erreichen kann. Entge-
gen ersten Überlegungen soll es keine
Bahnreform geben. Wohl aber soll deut-
lich mehr Verkehr über das Schienen-
netz anstatt über Straße und Luft abge-
wickelt werden.
Als "Kosmetik" bezeichnete Professor
Andreas Knorr von der Universität für
Verwaltungswissenschaften in  Speyer
den  Plan,  allein  die  Sparten  DB Netz
und DB Station und Service zu bündeln
und  unter  dem  Dach  der  Deutschen
Bahn AG gemeinwohlorientiert zu füh-
ren.
Das neue Unternehmen werde sich "mit
hoher Wahrscheinlichkeit primär an den
Infrastrukturbedarfen  der  DB-Trans-
portsparten orientieren". Es sei wichtig,
die Bedürfnisse der Wettbewerber vor
allem im Güterverkehr "gleichrangig"
bei  der Planung und Finanzierung der
Infrastruktur  zu  berücksichtigen,  "um
die Attraktivität des Schienennetzes stei-
gern zu können".
Professor Gernot Sieg von der Universi-
tät  Münster  beklagte,  dass  die  disku-
tierte "sinnvolle Abtrennung der Bah-
ninfrastruktur  vom DB-Konzern"  nun
doch  nicht  kommt.  So  entstünden
"weder  Effizienz  noch  Transparenz".
Die sieht auch Professor Kay Mitusch
vom Karlsruher Institute of Technology
so. "Große Sprünge, wie etwa die voll-
ständige Privatisierung einzelner Ver-

kehrssparten,  traut  man  sich  nicht",
beklagte  der  Netzwerkökonom.  Es
bleibe "das unerträgliche Informations-
monopol  der  DB  unangetastet".  Mit-
usch, der wie seine Kollegen dem wis-
senschaftlichen Beirat des Bundesver-
kehrsministeriums angehört, fordert eine
harte Regulierung. "Man sollte wenig-
stens  den  Regulierer  mal  in  die  Lage
versetzen,  ein  Kostenmodell  für  das
Netz zu erstellen, um die Grundvoraus-
setzung  für  unabhängige,  kritische
Kostenanalysen zu schaffen, auch hin-
sichtlich  der  effizienten  Verwendung
staatlicher  Gelder."
Werden die Menschen also in Zukunft
mehr mit der Bahn fahren oder Logisti-
ker vermehrt vom Lkw auf den Güter-
zug umsteigen? Immerhin will auch die
neue Koalition wie die alte Regierung
den Marktanteil der Schiene im Perso-
nenverkehr verdoppeln und im Güter-
verkehr  auf  25  Prozent  anheben.
"Wunschdenken herrscht vor", kritisiert
Knorr. Zwar solle mehr Geld ins Schie-
nennetz fließen. Doch werde sich "die
gewünschte  Verkehrsverlagerung  auf
die Schiene mit hoher Wahrscheinlich-
keit nicht im gewünschten Umfang ein-
stellen".
Er hat  als  Grund den Deutschlandtakt
ausgemacht, mit dem Personenzüge von
den großen Bahnhöfen im Land aus im
Halbstundentakt  starten  sollen.  Dazu
benötigen sie Vorfahrt vor dem Güter-
verkehr. Damit würden "die strukturel-
len Nachteile der Schiene beim Trans-

port von Nichtmassengütern tendenziell
noch verschärft".
Mehr Verkehr auf der Schiene bleibt
ein Wunsch
Auch Professor  Alexander  Eisenkopf,
Ökonom an der Universität Friedrichs-
hafen,  bezweifelt,  dass  es  zu  einer
wesentlichen Verkehrsverlagerung kom-
men wird. Zwar solle massiv in Schiene
und Nahverkehr investiert werden, auch
müssten kleine Lastwagen ab 3,5 Ton-
nen künftig Lkw-Maut zahlen. All das
klinge  "gut  und  vernünftig,  aber  man
sollte sich keinen Illusionen hingeben -
bis ein Deutschlandtakt Menschen und
Güter in relevanten Größenordnungen
auf die Bahn lockt, müsste die klimapo-
litische  Schlacht  eigentlich  längst
geschlagen  sein".
Derzeit liege der Marktanteil der Bahn
im  Personenverkehr  gerade  bei  neun
Prozent, im Gütertransport seien es 19
Prozent.  "Angesichts  des  desolaten
Zustands  der  Deutschen  Bahn  wäre
wohl eher eine grundlegende Strukturre-
form angeraten als ein klimapolitischer
Freifahrtschein."
Grüne und FDP hatten für eine Reform
der  bundeseigenen  Bahn  geworben.
Allerdings lehnte die SPD die Trennung
von Netz und Betrieb ab und setzte sich
damit  in  den  Verhandlungen  durch.
Daniel  Delhaes
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